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231. Verordnung: Bestimmung der Gerichte, Verwaltungsbehörden und sonstigen Dienststellen, vor
denen die kroatische Sprache zusätzlich zur deutschen Sprache als Amtssprache
zugelassen wird

232. Kundmachung: Aufhebung des § 3 Abs. 2 und des § 9 der Wasserleitungsordnung der Gemeinde
Reith bei Seefeld durch den Verfassungsgerichtshof

2 3 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
24. April 1990 über die Bestimmung der
Gerichte, Verwaltungsbehörden und sonstigen
Dienststellen, vor denen die kroatische Sprache
zusätzlich zur deutschen Sprache als Amtsspra-

che zugelassen wird

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Z 3 des Volksgruppen-
gesetzes, BGBl. Nr. 396/1976, wird im Einverneh-
men mit dem Hauptausschuß des Nationalrates
verordnet:

§ 1. Die Verwendung der kroatischen Sprache als
zusätzliche Amtssprache zur deutschen Sprache vor
Behörden und Dienststellen, vor denen sie nach
dieser Verordnung zugelassen ist, steht nur
österreichischen Staatsbürgern zu.

§ 2. (1) Die kroatische Sprache ist zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache vor den
Gemeindebehörden und Gemeindedienststellen fol-
gender Gemeinden zugelassen:

1. im politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung:
Hornstein, Klingenbach, Oslip, Siegendorf,
Steinbrunn-Zillingtal, Trausdorf, Wulkapro-
dersdorf;

2. im politischen Bezirk Güssing:
Güttenbach, Neuberg im Burgenland, Stinatz;

3. im politischen Bezirk Mattersburg:
Draßburg-Baumgarten, Hirm-Antau;

4. im politischen Bezirk Neusiedl am See:
Neudorf, Pama, Parndorf;

5. im politischen Bezirk Oberpullendorf:
Frankenau-Unterpullendorf, Großwarasdorf,
Kaisersdorf, Nikitsch;

6. im politischen Bezirk Oberwart:
Rotenturm an der Pinka, Schachendorf,
Weiden bei Rechnitz.

(2) Die kroatische Sprache ist zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache vor denjenigen

Gendarmerieposten zugelassen, deren örtlicher
Wirkungsbereich sich ganz oder teilweise auf die in
Abs. 1 genannten Gemeinden erstreckt.

§ 3. Die kroatische Sprache wird zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache zugelassen vor:

1. den Bezirksgerichten Eisenstadt, Güssing,
Mattersburg, Neusiedl am See, Oberpullen-
dorf und Oberwart,

2. den Bezirkshauptmannschaften Eisenstadt-
Umgebung, Güssing, Mattersburg, Neusiedl
am See, Oberpullendorf und Oberwart.

§ 4. (1) Vor Behörden und Dienststellen des
Bundes und des Landes mit Sitz im Burgenland
anderer als der im § 3 genannten Art, deren
Sprengel (Amtsbereich) ganz oder teilweise mit dem
Sprengel einer im § 3 genannten Behörde zusam-
menfällt, wird, soweit in dieser Verordnung nicht
anderes bestimmt ist, die kroatische Sprache
zusätzlich zur deutschen Sprache als Amtssprache
zugelassen, wenn

1. im Fall der sachlichen Zuständigkeit einer im
§ 3 genannten Behörde in der betreffenden
Sache die kroatische Sprache zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache zugelassen
wäre oder

2. die Behörde als Rechtsmittelinstanz in einem
Verfahren zuständig ist, das in erster Instanz
vor einer Behörde geführt wurde, vor der die
kroatische Sprache zusätzlich zur deutschen
Sprache als Amtssprache zugelassen ist.

(2) Vor dem Militärkommando Burgenland und,
wenn sich dieses der Stellungskommission Wien
oder der Stellungskommission Steiermark bedient,
auch vor diesen, ist die kroatische Sprache
zusätzlich zur deutschen Sprache als Amtssprache
gemäß Abs. 1 zugelassen, soweit es sich um
Angelegenheiten des militärischen Ergänzungswe-
sens handelt.
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§ 5. Nach Maßgabe des § 4 ist die kroatische
Sprache zusätzlich zur deutschen Sprache als
Amtssprache in den behördlichen Angelegenheiten
des Post- und Fernmeldewesens sowie des Eisen-
bahnwesens zugelassen.

§ 6. (1) § 4 Abs. 1 gilt auch für Verwaltungsbe-
hörden des Bundes mit Sitz in Wien, sofern ihr
Sprengel (Amtsbereich) ganz oder teilweise mit dem
Sprengel einer im § 3 genannten Behörde zusam-
menfällt, aber nicht das gesamte Bundesgebiet
umfaßt.

(2) Ferner ist vor dem Eichamt Graz die
kroatische Sprache als zusätzliche Amtssprache
dann zugelassen, wenn das Eichamt im Sprengel der
Bezirkshauptmannschaft Güssing tätig wird.

Vranitzky Ettl Mock Schüssel
Geppert Lacina Löschnak Foregger
Lichal Fischler Flemming Hawlicek

Streicher Busek

232. Kundmachung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 20. April 1990
über die Aufhebung des § 3 Abs. 2 und des § 9
der Wasserleitungsordnung der Gemeinde
Reith bei Seefeld durch den Verfassungsge-

richtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 60
Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 3. März 1990, V 29/89-11, dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft zugestellt am
10. April 1990, §3 Abs. 2 und §9 der Wasserlei-
tungsordnung der Gemeinde Reith bei Seefeld
(beschlossen vom Gemeinderat am 18. April 1966,
kundgemacht durch Anschlag an der Amtstafel vom
21. April bis 5. Mai 1966) als gesetzwidrig aufgeho-
ben.

Fischler


